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Warm up (GRÜN = Ja, ROT = nein)

3

- Wer von Ihnen hat schon mal von der Novelle des 
Straßenverkehrsrechts gehört?

- Wer von Ihnen ist Jurist*in?

- Wer von Ihnen arbeitet in der Verwaltung? 

- Wer kommt aus der Wissenschaft?

- Wer von Ihnen hat schon mal verkehrliche Anordnungen 
getroffen?

- Wer von Ihnen hat die StVO-Novelle verfolgt?

Quelle: Umweltbundesamt

Quelle: Umweltbundesamt
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Warum wurde das Straßenverkehrsrecht novelliert?

Emissionen/Immissionen (CO2, Schadstoffe, 
Lärm) weiterhin auf hohem Niveau

Zunahme und wachsende Gefahren für den 
Radverkehr

Wenig Platz für Fußgänger, zum queren und 
verweilen

Zunahme der zugelassenen Kfz, größere 
Fahrzeuge

Der Straßenverkehr wird vom motorisierten Individualverkehr dominiert

9. Juni 2026 UPPW - Das neue Straßenverkehrsrecht | Miriam Dross | UBA

Quelle: Kara_Fotolia_30929781_M

ÖPNV im Stau, oft unzuverlässig

Steigende Ansprüche an den öffentlichen 
Straßenraum (Klimawandelanpassung)

Vorführender
Präsentationsnotizen
Der Straßenverkehr wird vom motorisierten Individualverkehr dominiert
 Zunahme der zugelassenen Kfz, größere Fahrzeuge
Emissionen/Immissionen (CO2, Schadstoffe, Lärm) weiterhin auf hohem Niveau
Zunahme und wachsende Gefahren für den Radverkehr
Wenig Platz für Fußgänger, zum queren und verweilen
ÖPNV im Stau, oft unzuverlässig
Steigende Ansprüche an den öffentlichen Straßenraum (Stadtgrün, Klimawandelanpassung)




Warum wurde das Straßenverkehrsrecht novelliert?

Ziel war ausschließlich sicherer und flüssiger 
(Kfz-)Verkehr

Förderung von Umwelt- und Klimaschutzes 
war nicht ausreichend möglich

Es gab keine Rechtsgrundlage für 
Flächenaufteilung zugunsten des 
Umweltverbunds, städtebaulicher 
Entwicklung

Straßenverkehrsrecht war nicht 
verkehrsmittelneutral
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Kommunen hatten kaum eigenen 
Handlungsspielraum

Quelle: Dross/UBA

Vorführender
Präsentationsnotizen
Straßenverkehrsrecht war nicht verkehrsmittelneutral
Ziel war ausschließlich sicherer und flüssiger (Kfz-)Verkehr
Förderung von Umwelt- und Klimaschutzes war nicht ausreichend möglich
Es gab keine Rechtsgrundlage für Flächenaufteilung zugunsten des Umweltverbunds, städtebaulicher Entwicklung
Kommunen hatten kaum eigenen Handlungsspielraum




Normhierarchie des Straßenverkehrsrechts
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Straßenverkehrsgesetz

Straßenverkehrsordnung (StVO)

Verwaltungsvorschrift zur StVO (VwV-StVO)

Untergesetzliche Regelwerke (FGSV-RL)

Anordnungsgrundlage

nur interne Bindungswirkung

anerkannte Regeln der Technik

Ermächtigungsgrundlage



Novelle in vielen Schritten
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November 2021 - Koalitionsvertrag der Ampel

Oktober 2023 - Bundestag beschließt ersten Entwurf zur Änderung StVG

November 2023 - Entwurf scheitert überraschend im Bundesrat

Juni 2024 - Einigung im Vermittlungsausschuss

Juni 2024 - Verabschiedung des StVG im Bundestag

Oktober 2024 - StVO tritt in Kraft

April 2025 - VwV-StVO tritt in Kraft



Wichtigste Änderungen

§ 6 Abs. 4a StVG 
Satz 1: „Rechtsverordnungen (…) können auch erlassen werden zur 
Verbesserung des Schutzes der Umwelt, darunter des Klimaschutzes, 
zum Schutz der Gesundheit oder zur Unterstützung der 
städtebaulichen Entwicklung (…)“

–> neue, nicht verkehrsbezogene Ziele
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Vorführender
Präsentationsnotizen
Zuerst musste also das Straßenverkehrsgesetz geändert werden. 
§ 6 Absatz 4a im StVG gefunden, 
sieht vor, dass Rechtsverordnungen auch erlassen werden können zur Verbesserung des Schutzes der Umwelt - darunter Klimaschutz -, zum Schutz der Gesundheit und zur Unterstützung der städtebaulichen Entwicklung
PARADIGMENWECHSEL: Neue, nicht verkehrsbezogene Ziele im StVG drin, die so in dieser Form vorher nicht vorhanden waren. 




§ 6 Abs. 4a StVG 
Satz 3: „Die nach Satz 1 erlassenen Rechtsverordnungen und auf ihnen 
beruhenden Anordnungen müssen neben der Verbesserung des Schutzes 
der Umwelt, des Schutzes der Gesundheit oder der Unterstützung der 
städtebaulichen Entwicklung die Leichtigkeit des Verkehrs berücksichtigen
und dürfen die Sicherheit des Verkehrs nicht beeinträchtigen.“

–> Leichtigkeit des Verkehrs wird nur noch „berücksichtigt“
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Wichtigste Änderungen

Vorführender
Präsentationsnotizen
Weiterer Paradigmenwechsel in dem gleichen Absatz in Satz 3, 
LEICHTIGKEIT DES VERKEHRS nur noch zu berücksichtigen ist. 
Der Verkehrsfluss, der vorher alles dominiert hat, ist jetzt nicht mehr oberstes Gebot, sondern muss eben nur noch berücksichtigt werden. 




Wichtigste Änderungen
§ 45 Abs. 1 Nr. 7 StVO – Anordnungen zum Klima- und Umweltschutz - Flächenzuweisungen
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Fahrradstraße
Blücherstraße
Berlin-KreuzbergQuelle: Bezirksamt Kreuzberg

Vorführender
Präsentationsnotizen
StVG nur die Ermächtigungsgrundlage, um Verordnungen zu erlassen 
Also ist eine Verordnungsermächtigung. Die Verordnung, die darauf beruht, ist die StVO, geändert, im Oktober 2024. 
insbesondere der neue § 45 ABSATZ 1 SATZ 2 NUMMER 7 StVO eingefügt, der eine Förderung des Umweltverbundes vorsieht. 
§ 45 Absatz 9 StVO gilt nicht. Er sieht immer verschiedene Gefahrenlagen vor 
Erfordernis der einfachen oder qualifizierten Gefahrenlage besteht nicht mehr 
planende Steuerung wird ermöglicht. 
Schauen § 45 Absatz 1 Satz 2 Nummer 7 StVO genauer an. 
Straßenverkehrsbehörden dürfen zur Verfolgung der Ziele, die wir uns gerade schon angeguckt haben: 
a) Sonderfahrstreifen und bevorrechtigende Lichtzeichenregelungen für Linienbusse anordnen, und 
b) angemessene Flächen für den fließenden und ruhenden Radverkehr sowie für den Fußverkehr bereitstellen. 
-Die wichtigsten Ziele sind wahrscheinlich zum einen der Klimaschutz - 
- also insbesondere die Minderung von CO₂-Emissionen, die erreicht wird durch eine Verkehrsverlagerung auf den Umweltverbund. 
- Und der Gesundheitsschutz. Alles was unter Art. 2 Absatz 2 Grundgesetz, also den Schutz von Leib und Leben fällt
sowohl schädliche Umwelteinflüsse, was jetzt die Luftqualität, Lärm etc. angeht, aber auch Verhütung von Unfällen. Daraus folgt VISION ZERO, auch wenn nicht in StVO, auch in diesem Anordnungsziel in Gesundheitsschutz enthalten. 
Diese Anordnungsziele müssen gefördert werden durch die Maßnahmen. 
Das kann besonders gut durch Gesamtkonzepte passieren. 
Die VwV stellt aber klar, es können auch einzelne Maßnahmen für sich sein. Also auch die einzelne Fahrradstraße führt dazu, dass man dort besser Fahrrad fahren kann und sofern vielleicht mehr aufs Fahrrad umsteigt. Es können aber eben auch ganze Radverkehrskonzepte sein, Nahverkehrskonzepte, Fußverkehrskonzepte. 
Bestätigt durch VG Berlin zum Nahverkehrsplan Berlin, der ein Busnetz vorsieht. 
Einrichtung der Busspur Unter den Linden unproblematisch bejaht:
Einrichtung dieses Sonderstreifens dient der Bereitstellung eines verlässlichen und pünktlichen Angebots des ÖPNV dient senkt damit den Individualverkehr senkt und trägt so zur CO₂-Minderung 
Geprüft werden muss auch Berücksichtigung der Leichtigkeit des Verkehrs und Nichtbeeinträchtigung der Sicherheit des Verkehrs. 
Sicherheit des Verkehrs: keine Anordnung, die die Sicherheit beeinträchtigen – ist aber auch schwer vorstellbar. 
Leichtigkeit muss nur berücksichtigt werden. Bedeutet, dass Nachteile bestimmter Verkehrsarten natürlich in Betracht die Folge der Anordnung sein können. 
 
Das bedeutet insbesondere, dass der MIV, der motorisierte Individualverkehr, Nachteile in Kauf nehmen muss. 
Und es entspricht auf der anderen Seite eben auch wieder dem Umweltverbund-Förderungsgebot, was sich auch in der VwV explizit findet. 
 
Was sin die Maßnahmen, die dann getroffen werden können, wenn diese Tatbestandsvoraussetzungen vorliegen? 
Flächenzuweisungen: entweder Bussonderfahrstreifen bestehen
Aber auch Flächen für Rad- und Fußverkehr
VwV: grundsätzlich sämtliche Verkehrszeichen, ganzes Instrumentarium der StVO 
Quantitativ müssen natürlich auf jeden Fall die technischen Regelwerke als Mindestanforderungen dienen (FGSV-Richtlinie zu Breite Gehweg, Radweg usw.) 
 
Qualitativ muss die Funktion der Fläche sichergestellt werden - - 
Zum Beispiel durch einen Vorrang an Knotenpunkten oder beim Queren. Zum Beispiel eine Fahrradstraße, die als Vorfahrtstraße ausgestaltet ist, oder beim Queren ein Fußgängerüberweg. 
Schutz vor Befahren und Beparken sieht sie vor, Poller bei "Protected Bike Lanes". 
Kfz-Durchgangsverkehr kann unterbunden werden kann
Bei Fahrradstraßen Einbahnstraßen einrichten und Modalfilter durch Poller. Radverkehr kann fahren und der Kraftverkehr muss abbiegen 
Das gleiche könnte auch für den Fußverkehr gelten, also die Nebenstraßen vom MIV zu entlasten um dort den Fußverkehr zu fördern. 
FOTO KIEZBLOCK

 




Wichtigste Änderungen
§ 45 Abs. 1 Nr. 7 StVO

Satz 1: Die Straßenverkehrsbehörden können die Benutzung bestimmter Straßen oder 
Straßenstrecken (…) beschränken oder verbieten und den Verkehr umleiten. 

Satz 2: Das gleiche Recht haben sie (…) zur Verbesserung des Schutzes der Umwelt, darunter 
des Klimaschutzes, zum Schutz der Gesundheit oder zur Unterstützung der geordneten 
städtebaulichen Entwicklung, sofern die Leichtigkeit des Verkehrs berücksichtigt ist und die 
Sicherheit des Verkehrs nicht beeinträchtigt wird, hinsichtlich

a) der Einrichtung von Sonderfahrstreifen und bevorrechtigenden 
Lichtzeichenregelungen für Linienbusse und

b) der Bereitstellung angemessener Flächen für den fließenden und ruhenden 
Fahrradverkehr sowie für den Fußverkehr.
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Vorführender
Präsentationsnotizen
StVG nur die Ermächtigungsgrundlage, um Verordnungen zu erlassen 
Also ist eine Verordnungsermächtigung. Die Verordnung, die darauf beruht, ist die StVO, geändert, im Oktober 2024. 
insbesondere der neue § 45 ABSATZ 1 SATZ 2 NUMMER 7 StVO eingefügt, der eine Förderung des Umweltverbundes vorsieht. 
§ 45 Absatz 9 StVO gilt nicht. Er sieht immer verschiedene Gefahrenlagen vor 
Erfordernis der einfachen oder qualifizierten Gefahrenlage besteht nicht mehr 
planende Steuerung wird ermöglicht. 
Schauen § 45 Absatz 1 Satz 2 Nummer 7 StVO genauer an. 
Straßenverkehrsbehörden dürfen zur Verfolgung der Ziele, die wir uns gerade schon angeguckt haben: 
a) Sonderfahrstreifen und bevorrechtigende Lichtzeichenregelungen für Linienbusse anordnen, und 
b) angemessene Flächen für den fließenden und ruhenden Radverkehr sowie für den Fußverkehr bereitstellen. 
-Die wichtigsten Ziele sind wahrscheinlich zum einen der Klimaschutz - 
- also insbesondere die Minderung von CO₂-Emissionen, die erreicht wird durch eine Verkehrsverlagerung auf den Umweltverbund. 
- Und der Gesundheitsschutz. Alles was unter Art. 2 Absatz 2 Grundgesetz, also den Schutz von Leib und Leben fällt
sowohl schädliche Umwelteinflüsse, was jetzt die Luftqualität, Lärm etc. angeht, aber auch Verhütung von Unfällen. Daraus folgt VISION ZERO, auch wenn nicht in StVO, auch in diesem Anordnungsziel in Gesundheitsschutz enthalten. 
Diese Anordnungsziele müssen gefördert werden durch die Maßnahmen. 
Das kann besonders gut durch Gesamtkonzepte passieren. 
Die VwV stellt aber klar, es können auch einzelne Maßnahmen für sich sein. Also auch die einzelne Fahrradstraße führt dazu, dass man dort besser Fahrrad fahren kann und sofern vielleicht mehr aufs Fahrrad umsteigt. Es können aber eben auch ganze Radverkehrskonzepte sein, Nahverkehrskonzepte, Fußverkehrskonzepte. 
Bestätigt durch VG Berlin zum Nahverkehrsplan Berlin, der ein Busnetz vorsieht. 
Einrichtung der Busspur Unter den Linden unproblematisch bejaht:
Einrichtung dieses Sonderstreifens dient der Bereitstellung eines verlässlichen und pünktlichen Angebots des ÖPNV dient senkt damit den Individualverkehr senkt und trägt so zur CO₂-Minderung 
Geprüft werden muss auch Berücksichtigung der Leichtigkeit des Verkehrs und Nichtbeeinträchtigung der Sicherheit des Verkehrs. 
Sicherheit des Verkehrs: keine Anordnung, die die Sicherheit beeinträchtigen – ist aber auch schwer vorstellbar. 
Leichtigkeit muss nur berücksichtigt werden. Bedeutet, dass Nachteile bestimmter Verkehrsarten natürlich in Betracht die Folge der Anordnung sein können. 
 
Das bedeutet insbesondere, dass der MIV, der motorisierte Individualverkehr, Nachteile in Kauf nehmen muss. 
Und es entspricht auf der anderen Seite eben auch wieder dem Umweltverbund-Förderungsgebot, was sich auch in der VwV explizit findet. 
 
Was sin die Maßnahmen, die dann getroffen werden können, wenn diese Tatbestandsvoraussetzungen vorliegen? 
Flächenzuweisungen: entweder Bussonderfahrstreifen bestehen
Aber auch Flächen für Rad- und Fußverkehr
VwV: grundsätzlich sämtliche Verkehrszeichen, ganzes Instrumentarium der StVO 
Quantitativ müssen natürlich auf jeden Fall die technischen Regelwerke als Mindestanforderungen dienen (FGSV-Richtlinie zu Breite Gehweg, Radweg usw.) 
 
Qualitativ muss die Funktion der Fläche sichergestellt werden - - 
Zum Beispiel durch einen Vorrang an Knotenpunkten oder beim Queren. Zum Beispiel eine Fahrradstraße, die als Vorfahrtstraße ausgestaltet ist, oder beim Queren ein Fußgängerüberweg. 
Schutz vor Befahren und Beparken sieht sie vor, Poller bei "Protected Bike Lanes". 
Kfz-Durchgangsverkehr kann unterbunden werden kann
Bei Fahrradstraßen Einbahnstraßen einrichten und Modalfilter durch Poller. Radverkehr kann fahren und der Kraftverkehr muss abbiegen 
Das gleiche könnte auch für den Fußverkehr gelten, also die Nebenstraßen vom MIV zu entlasten um dort den Fußverkehr zu fördern. 
FOTO KIEZBLOCK

 




Wichtigste Änderungen
§ 45 Abs. 1 Nr. 7 StVO – Anordnungen für die Gesundheit - Flächenzuweisungen
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Temporäre Schulstraße 
Schleiermachenstraße
Berlin-Kreuzberg

Quelle: Bezirksamt Kreuzberg
Quelle: Bezirksamt Kreuzberg

Vorführender
Präsentationsnotizen
Beispiel für eine temporäre Schulstraße in Berlin-Kreuzberg, weil der als Schulhof genutzte Sportplatz gesperrt war



Wichtigste Änderungen

Austausch der Ermächtigungsgrundlage?
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Verkehrsberuhigun
g Ostkreuz-Kiez, 
BerlinQuelle: Dross/UBAQuelle: Bezirksamt Kreuzberg

Vorführender
Präsentationsnotizen
Kann dann die Ermächtigungsgrundlage ausgetauscht werden, zum Beispiel für einen bestehenden Radweg? 
Auf der alten Ermächtigungsgrundlage angeordnet, und jetzt sind ja auch die neuen in Kraft - die alten sind aber natürlich weiterhin in Kraft. 
Verkehrszeichen sind Dauerverwaltungsakte. 
Zeitpunkt der gerichtlichen Entscheidung ist der Relevante. 
Grundsätzlich kann man auf die neuen Ermächtigungsgrundlagen abstellen. So auch VG Berlin auch bei der Busspur gemacht und es relativ unproblematisch jetzt die neue Ermächtigungsgrundlage hier herangezogen, haben sich eben auf den Nahverkehrsplan bezogen und sogar die damals noch alte VwV StVO eben nicht zur Anwendung gebracht, weil das einfach gar nicht mehr passt, das ist jetzt geändert. 
Aber auch entgegenstehende Entscheidungen: Das OVG Münster hat bei einer Protected Bike Lane gesagt im konkreten Fall: Es war ohnehin so, dass die Behörde gar keine neuen Ermessenserwägungen angestellt hat. Aber die haben sich auch gefragt, ob allgemein das überhaupt geht, die Ermächtigungsgrundlage auszutauschen, weil Ziele so unterschiedlich sind. In der Rechtsprechung umstritten. 
Vorsichtshalber neue Anordnung treffen, Ermessen abwägen zu den neuen Zielen und prüfen
 



Wichtigste Änderungen

Fußgängerüberwege („Zebrastreifen“) 
Zwei Ermächtigungsgrundlagen
a) § 45 Abs. 1 S. 1, Abs. 9 S. 4 Nr. 10 StVO
nur noch „einfache“ Gefahrenlage statt 
„qualifizierte“ erforderlich
Erleichterung der Anordnungsmöglichkeit, auch 
wenn beide Gefahrenbegriffe zunächst schwer 
abgrenzbar
b) § 45 Abs. 1 S. 2 Nr. 7b StVO
Flächenzuweisung Fußverkehr 
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Quelle: Dross/UBA

Vorführender
Präsentationsnotizen
nur noch die EINFACHE GEFAHRENLAGE statt der qualifizierten Gefahrenlage bei Fußgängerüberwegen. 
Erleichterung der Anordnungsmöglichkeit bezweckt. 
Gefahrenbegriffe sind zunächst schwer abgrenzbar sind
Die einfache Gefahrenlage muss weniger als die qualifizierte Gefahrenlage sein. Das heißt, wenn wir im Umkehrschluss machen aus § 45 Absatz 9 Satz 3, wo die qualifizierte Gefahrenlage geregelt ist, dann müssen wir sagen: 
Eine einfache Gefahrenlage liegt dann vor, wenn das allgemeine Risiko eben nicht erheblich überstiegen wird. Keine überspannten Anforderungen wegen dem Gewicht des Schutzgutes - nämlich Leib und Leben von Menschen
 
zweite Ermächtigungsgrundlage, auf der ohne Gefahrenlagen und den Nachweis derer Fußgängerüberwege eingerichtet werden können, nämlich der von mir gerade schon erörterte § 45 Absatz 1 Satz 2 Nummer 7b StVO, der eben Flächenzuweisungen für den Fußverkehr ermöglicht. Dazu Regelungen in der Verwaltungsvorschrift zu § 26 
 
Die wichtigste Neuerung: Es wird NICHT MEHR AUF DIE RICHTLINIEN ZUR EINRICHTUNG VON FGÜ nicht mehr zwingend verwiesen. 
Regelungen zu Verkehrsstärken und die Regelungen, dass in Tempo-30-Zonen keine Zebrastreifen eingerichtet werden können, die gelten nicht mehr. 
Es waren sehr hohe Zahlen von Fußverkehr und Kfz-Verkehr erforderlich. 
Fußverkehr nicht sinnvoll. Wenn es gefährlich ist, weniger Fußgänger, Bedarf besteht vielleicht trotzdem. 
Aber das Angebot muss eben erst in Form von sicherer Struktur geschaffen werden. Also dieser Hemmschuh, den wirklich diese R-FGÜ darstellte, der besteht nicht mehr. Die Regeln zur barrierefreien Gestaltung wurden aber sinnvollerweise übernommen direkt in die VwV. 
Und wir haben in der VwV auch die schöne Aussage, dass FGÜ angelegt werden sollen beim Querungsbedarf des Fußverkehrs. 
Fußverkehr hat Erachtens sehr oft Querungsbedarf. Fußgängerüberwege jetzt wirklich dort einrichten, wo es Sinn macht. 
In der VwV zum Thema Tempo 30 auch: Tempo 30 einrichtet, um dann die sichere Anlage von Fußgängerüberwegen zu ermöglichen. Auch da gilt aber das, was ich gerade gesagt habe: Es sind eben jetzt sehr viel häufiger nur noch einfache Gefahrenlagen statt qualifizierte Gefahrenlagen erforderlich.




Wichtigste Änderungen

Erweiterte Anordnungsmöglichkeiten für Tempo 30: § 45 
Abs. 9 Nr. 6 StVO

• Streckenabschnitte von bis zu 500 Metern zwischen 
zwei Tempo 30-Strecken (vorher 300 Meter)

• innerörtliche streckenbezogene 
Geschwindigkeitsbeschränkungen von 30 km/h an 
Fußgängerüberwegen, Kindergärten, 
Kindertagesstätten, Spielplätzen, hochfrequentierten 
Schulwegen, allgemeinbildenden Schulen, 
Förderschulen, Alten- und Pflegeheimen, Einrichtungen 
für Menschen mit Behinderungen oder 
Krankenhäusern
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Quelle: Dross/UBA

Vorführender
Präsentationsnotizen
An Fußgängerüberwegen, an Spielplätzen, auch auf hochfrequentierten Schulwegen und bei Einrichtungen für Menschen mit Behinderungen Tempo 30 kann eingerichtet werden (mit dieser lediglich einfachen Gefahrenlage)
Lückenschlüsse auf bis zu 500 Metern möglich sind. 
Gerade für größere Städte sehr interessant, wo wir sonst oft ein Wechsel hatten - vorher waren es bis zu 300 Meter, wenn man der VwV folgte, nicht in der StVO selbst geregelt. 
In der VwV finden Erläuterungen zu Tempo 30
Hochfrequentierten Schulwege: BÜNDELUNGSWIRKUNG ist der Zentralbegriff, der genannt wird. Es geht nicht um punktuelle Anordnungen, sondern wirklich um linienhafte Anordnungen - also in der Tendenz kann der ganze Schulweg abgedeckt werden, oder eben auch bei Querungen. Es kommt auf die tatsächliche, aber auch die potenzielle Nutzung an - da gilt auch das Gleiche
Wenn es so gefährlich ist, dass da keiner läuft, dann kann man das Angebot schaffen, dass dort Schüler*innen laufen. 
VwV: "begründete Darlegung", viel Spielraum für Kommunen, um zu begründen, wo ein solcher hochfrequentierter Schulweg liegt. 
Sie enthält keine Zahlen, was, glaube ich, viele gewünscht hätten. Es wird die Position vertreten, dass zehn Kinder oder mindestens zehn Prozent der Schülerinnen - bei Schulen mit weniger als 100 Kindern, jedenfalls Hochfrequenz reden können. 
Möglich auch Schulwegepläne, z. B. Bezirk Friedrichshain-Kreuzberg, der hat eine Schulwegennetzkarte aufgestellt. 
Intendiertes Ermessen laut VwV - in der Regel ist Tempo 30 also anzuordnen. Die beiden Ausnahmefälle, die da genannt werden - nämlich dass der Linienbus ausgebremst wird oder dass Verkehrsverlagerungen in Nebenstraßen stattfinden können -, sind in der Praxis nach der Studienlage nicht so relevant
Verkehrsfluss ist wichtiger, um den Linienbus wirklich zu halten und um Verkehrsverlagerungen zu verhindern. 
wird nicht schlechter durch Tempo 30, könnte aber auch och anders geregelt werden. 




Wichtigste Änderungen

Parkraumbewirtschaftung: § 45 Abs. 1b Nr. 2a 
StVO:
• Wegen drohendem oder bestehendem 

erheblichen Parkraummangel
• auf Grundlage eines städtebaulich-

verkehrsplanerischen Konzepts zur 
Vermeidung von schädlichen Auswirkungen 
auf die Umwelt oder zur Unterstützung der 
geordneten städtebaulichen Entwicklung
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Vorführender
Präsentationsnotizen
Die Einführung von Bewohnerparkzonen ist bereits bei „drohendem erheblichen Parkraummangel“ möglich – etwa wegen Verlagerung der Parknachfrage aus angrenzenden Bewirtschaftungszonen oder bei Bautätigkeit im Umfeld. 
„Erheblicher Parkraummangel“ bedeutet: die Auslastung ist höher als 80 Prozent. 
Die Schwelle von mehr als 80 Prozent Auslastung gilt auch bei „drohendem Mangel“. 
Privater Stellplatzmangel muss nicht mehr nachgewiesen werden.
Umweltschutz oder Unterstützung der geordneten städtebaulichen Entwicklung gelten als neue Begründungen für die Einrichtung von Bewohnerparkzonen. 
Ein Parkraumkonzept dient als Grundlage für die Einrichtung solcher Parkzonen. 
Der Nachweis eines „erheblichen Parkraummangels“ ist in diesen Fällen nicht nötig. 
Das reduziert den Aufwand für Kommunen und ermöglicht gegebenenfalls die Konzepterstellung mit verwaltungsinternen Ressourcen. 
Eine Datenerhebung ist weiterhin sinnvoll als Grundlage für die Planung und Steuerung des ruhenden Verkehrs.
Neue Rechtsgrundlage: deutschlandweit ein einheitlicher Rechtsrahmen für die Nutzung von Scan-Fahrzeugen
Erste Voraussetzung: möglichst weitgehende Digitalisierung von Parkberechtigungen. Wird vor allem über die Kennzeicheneingabe an Parkscheinautomaten und über Online-Portale für die Beantragung von Bewohnerparkausweisen oder Ausnahmegenehmigungen möglich.
Zweite Voraussetzung: Datenbank zur Speicherung dieser digitalen Parkberechtigungen. Scan-Fahrzeuge, aber auch die bereits heute verwendeten mobilen Datenerfassungsgeräte, könnten die Parkberechtigungen dann aus der Datenbank abrufen. 
Parallel dazu müssten Kommunen eine detaillierte Geodatenbasis für Parkraum schaffen und diese Daten laufend aktualisieren. So ist bei der Ortung von parkenden Fahrzeugen durch das Scan-Fahrzeug klar, ob und nach welchen Regeln am betreffenden Ort geparkt werden darf. 
 




Was bleibt offen?

• Tempo 30 innerorts als Regelhöchstgeschwindigkeit 
• § 45 Abs. 9 Satz 3 StVO streichen
• Vision Zero ausdrücklich im Gesetz verankern
• Soziale Staffelung Anwohnerparkgebühren
• ÖPNV-Straßen und Zufluss-Begrenzungen ermöglichen
• Noch mehr Spielräume für Kommunen (Straßenverkehrsbehörden 

werden an Wünsche der Kommunen gebunden)
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Vorführender
Präsentationsnotizen
 



Fazit

• Mehr Spielräume zur Förderung des Umweltverbunds 
(Fußverkehr,  Radverkehr, ÖPNV) für Tempo 30 und 
Parkraumbewirtschaftung

• Viele Vorteile für Umwelt und Klima, Gesundheit und 
städtebauliche Entwicklung

• Vor allem aber für die Menschen!
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Vorführender
Präsentationsnotizen
 



Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!

Miriam Dross, LL.M.
Fachgebiet I 2.6 „Nachhaltige Mobilität in Stadt und Land“
Umweltbundesamt
miriam.dross@uba.de



§ 45 Abs. 9 – einfach und qualifizierte Gefahrenlage

(9) Verkehrszeichen und Verkehrseinrichtungen sind nur dort anzuordnen, wo 
dies auf Grund der besonderen Umstände zwingend erforderlich ist. Dabei 
dürfen Gefahrzeichen nur dort angeordnet werden, wo es für die Sicherheit des 
Verkehrs erforderlich ist, weil auch ein aufmerksamer Verkehrsteilnehmer die 
Gefahr nicht oder nicht rechtzeitig erkennen kann und auch nicht mit ihr rechnen 
muss. Insbesondere Beschränkungen und Verbote des fließenden Verkehrs 
dürfen nur angeordnet werden, wenn auf Grund der besonderen örtlichen 
Verhältnisse eine Gefahrenlage besteht, die das allgemeine Risiko einer 
Beeinträchtigung der in den vorstehenden Absätzen genannten Rechtsgüter 
erheblich übersteigt.
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Vorführender
Präsentationsnotizen
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